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Sachverhalt: 
 
Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen stellt derzeit den neuen Landesentwicklungsplan 
(LEP) auf. Sie schreibt auf ihrer Internet-Seite hierzu:  
„Der Entwurf des neuen LEP NRW berücksichtigt die veränderten Rahmenbedingungen der 
Raumentwicklung - insbesondere den demographischen Wandel, die fortschreitende Globali-
sierung der Wirtschaft und den erwarteten Klimawandel - sowie die von der Ministerkonfe-
renz für Raumordnung aufgestellten Leitbilder für die Raumentwicklung in Deutschland. Au-
ßerdem muss der neue LEP NRW geänderten Rechtsgrundlagen und Anforderungen der neue-
ren Rechtsprechung gerecht werden.  
 
Der Entwurf des neuen LEP NRW enthält Vorgaben für alle räumlichen Planungen und Maß-
nahmen, insbesondere für die Regionalpläne, die gemeindlichen Bauleitpläne, Landschafts-
pläne und andere Fachpläne. 
 
Der neue Landesentwicklungsplan dient der Flächenvorsorge für zukünftige Herausforderun-
gen. Dies betrifft so unterschiedliche Themen wie vorbeugenden Hochwasserschutz, Sied-
lungsentwicklung, Klimaschutz, erneuerbare Energien, Gewerbe- und Industriestandorte, 
Landwirtschaft und Naturschutz mit ihren unterschiedlichen Anforderungen. Er wird auch die 
vorgezogenen Regelungen zum großflächigen Einzelhandel integrieren. 
 



 
Die Landesregierung erfüllt damit den Koalitionsvertrag, nach dem alle bisherigen landespla-
nerischen Regelungen in einem neuen Landesentwicklungsplan zusammengeführt werden 
sollen.“ 
 
Unter der Internet-Adresse http://www.nrw.de/landesregierung/landesplanung/erarbeitung-
des-neuen-lep-nrw.html finden Sie den zitierten Text sowie insbesondere die Dokumente des 
LEP wie textliche und zeichnerische Festlegungen und den Umweltbericht zum Download. 
 
Die öffentliche Auslegung und Beteiligung der Kommunen am Verfahren läuft derzeit. Die 
Frist zur Abgabe einer Stellungnahme endet am 28.02.2014. 
 
Der nachfolgende Text ist der Vorschlag der Verwaltung als Stellungnahme zum LEP-
Entwurf. Zum besseren Verständnis wird in dieser Vorlage der Text des Ziels oder Grundsatz 
in kursiver Schrift der jeweiligen Einzelstellungnahme vorangestellt. 
 
Stellungnahme: 
 
Grundsätzlich wird die Aufstellung eines neuen LEP, in dem alle landesplanerischen Rege-
lungen in einem Planwerk vereint werden, begrüßt. Die Notwendigkeit, auf die veränderten 
Rahmenbedingungen zu reagieren und Grundsätze und Ziele der Landesplanung neu zu for-
mulieren, wird mitgetragen. 
 
Nachfolgend nehme ich zu einzelnen Kapiteln der textlichen Festlegungen des LEP-Entwurfs 
Stellung. Die den Einzelstellungnahmen jeweils voranstehende Kapitelnummer ist dem LEP 
entnommen. 
 
 
Freirauminanspruchnahme verringern   
Vor dem Hintergrund des absehbaren Bevölkerungsrückgangs soll der LEP im Sinne  
der Nachhaltigkeitsstrategie des Bundes noch stärker als in der Vergangenheit auf ei- 
ne flächensparende, kompakte Siedlungsentwicklung und damit zugleich auf eine ge- 
ringst mögliche Inanspruchnahme des Freiraumes hinwirken. Er leistet damit einen  
Beitrag zu dem in Nordrhein-Westfalen verfolgten Ziel, das tägliche Wachstum der  
Siedlungs- und Verkehrsfläche bis zum Jahr 2020 auf 5 ha und langfristig auf Netto- 
Null zu reduzieren. Gleichwohl sorgt der LEP für eine bedarfsgerechte Flächensiche- 
rung für Wohnen bzw. Gewerbe und Industrie. Dazu ist der Aufbau eines Siedlungs- 
flächenmonitorings notwendig, das belastbare Informationen über vorhandene Flä- 
chenreserven gibt und Entwicklungspotentiale aufzeigt. Durch ein funktionierendes  
Monitoring können aufwändige Prüfverfahren verkürzt werden.   
 
zu 1.2 „Freirauminanspruchnahme verringern“ 
 
Ich schließe mich der Auffassung des Städte- und Gemeindebundes NRW hinsichtlich des 
Erfassungssystems zur Ermittlung des Flächenverbrauchs an: Das Erfassungssystem des 30-
Hektar-Ziels bedarf einer dringenden Überarbeitung, da es Erholungsflächen und Grünanla-
gen dem Siedlungsraum zurechnet, obwohl hier eine Entsiegelung stattfindet und der Klima-, 
Landschafts- und Naturschutz befördert wird. Der sparsame Umgang mit Grund und Boden 
ist gesetzliche Vorgabe im BauGB und wird in der Abwägung regelmäßig beachtet. Der LEP 
als Vorgabe für die Änderung oder Neuaufstellung der Regionalpläne greift mit seiner Aus-
richtung zur Reduzierung der Inanspruchnahme von Freiraum so rigoros in die kommunalen 



Handlungsspielräume ein, dass die kommunale Planungshoheit erheblich eingeschränkt, wenn 
nicht gar auf null reduziert wird. 
Die strenge Vorgabe einer Reduzierung der Flächenneuausweisung bis zum Jahr 2020 auf 5ha 
und langfristig auf Netto-Null wird einer aktiven Baulandpolitik selbst bei schrumpfenden 
Bevölkerungsszenarien nicht gerecht. In der durch den Oberbergischen Kreis beauftragten 
Wohnungsmarktstudie (2008) wird richtigerweise dargestellt, dass im Wachstumsszenario für 
den Oberbergischen Kreis die steigende Zahl der Haushalte zu einer verstärkten Baulandnach-
frage führen wird und es selbst im Schrumpfungsszenario keine Lösung ist, gar kein Bauland 
mehr auszuweisen. „Dies würde [nach Meinung der Gutachter] eine Starre auf dem Woh-
nungsmarkt hervorrufen, die letztlich potenzielle Wohnungssuchende und Umzugswillige aus 
der Region vertreiben würde, weil die Flexibilität und Angebotsvielfalt dramatisch sinken 
würde.“ 
 
 
6.1-1 Ziel Ausrichtung der Siedlungsentwicklung  
Die Siedlungsentwicklung ist bedarfsgerecht und flächensparend an der Bevölke- 
rungsentwicklung, der Entwicklung der Wirtschaft, den vorhandenen Infrastruktu- 
ren sowie den naturräumlichen und kulturlandschaftlichen Entwicklungspotentia- 
len auszurichten. 
 
zu 6.1-1 Ziel Ausrichtung der Siedlungsentwicklung 
 
Eine bedarfsgerechte und flächensparende Siedlungsentwicklung wird im Grundsatz unter-
stützt und in der Schloss-Stadt Hückeswagen seit vielen Jahren praktiziert. Der seit Längerem 
zu verzeichnende Bevölkerungsrückgang führt zwangsläufig dazu, dass nicht alle im Flächen-
nutzungsplan dargestellten Wohnbauflächen in den nächsten zwei Jahrzehnten in Anspruch 
genommen werden müssen. Demgegenüber beobachte ich einen anhaltenden Bedarf an In-
dustrieflächen, den ich nicht mehr decken kann, da alle Flächen belegt sind. Insofern ist es 
rechnerisch zunächst schlüssig, ASB aufzugeben und im Gegenzug GIB zu entwickeln. Dies 
mag für Großstädte mit einem reichen Portfolio von Potenzialflächen ein praktikables Instru-
ment sein. In einer Kleinstadt, wo es aufgrund von objektiven, stadtplanerischen Kriterien nur 
eine oder zwei Potenzialflächen gibt, führt ein flächenmäßiger Tausch auf FNP-Ebene zur 
unmittelbaren Handlungsunfähigkeit der Gemeinde, wenn der Eigentümer hinsichtlich Preis 
oder Verfügbarkeit das Vorhaben nicht unterstützt. 
 
Eine bedarfsgerechte Siedlungsentwicklung ergibt sich in der Regel allein dadurch, dass die 
herzustellende Infrastruktur üblicherweise über die Verkaufspreise refinanziert werden muss. 
Auch dies ist geübte Praxis. Eine Bedarfsermittlung nach einem landesweit einheitlichen Ver-
fahren, das von den Bezirksregierungen durchgeführt werden soll, wird jedoch den Bedarfen 
in den einzelnen Städten nur schwerlich gerecht werden.  
 
Die Analyse der Gewerbe- und Industrieflächen im Oberbergischen Kreis durch Stadt- und 
Regionalplanung Dr. Jansen GmbH, Köln, im Auftrag des Oberbergischen Kreises von Mai 
2013 gibt auf Seite 52 f. konkrete Hinweise auf die Problematik der Anwendung einer lan-
desweit einheitlichen Bedarfsermittlungsmethode: 
 
„Die standardisierten Berechnungsmethoden stützen sich auf einen landesweiten Querschnitt 
der gewerblich-industriellen Flächenbedarfe. In Oberberg liegt dagegen die besondere Situa-
tion vor, dass seit vielen Jahren die in den engen Tallagen wirtschaftenden Betriebe immer 
weiter die Betriebsabläufe auf engem Raum optimiert und konzentriert haben, um eine best-
mögliche Grundstücksausnutzung zu erreichen. Mit der weiteren positiven Wirtschaftsent-



wicklung geraten diese Industriebetriebe heute immer öfter an ihre Grenzen und streben zu-
nehmend neue Standorte an. […] 
 
Ein […] Beispiel ist die Firma Klingelnberg in Hückeswagen, die ihren Standort direkt an der 
Wupper aufgrund räumlicher Enge und zunehmenden Restriktionen mit heranrückender 
Wohnbebauung insgesamt verlagert und (durch Rückerwerb von bereits veräußerten Flächen 
durch die Stadt) im Industriepark West 2 ausreichend Flächen erhalten kann. Mit dieser Ver-
lagerung stehen in Hückeswagen keine weiteren Industrieflächen mehr zur Verfügung. Dabei 
ist bereits heute absehbar, dass die Hückeswagener Firma Pflitsch, die ebenfalls direkt an der 
Wupper liegt, in Zukunft ähnliche Flächenbedarfe anmelden wird wie die Firma Klingeln-
berg. 
 
Vor dem Hintergrund dieser Sachverhalte (zunehmender Druck aus den Bestandslagen ohne 
Reaktivierungsmöglichkeit der frei werdenden Flächen) muss für den Oberbergischen Kreis 
im Grundsatz von einem höheren Bedarf ausgegangen werden, als er sich in den vorliegenden 
Berechnungsmethoden widerspiegelt. Ein Zusatzbedarf, der aktuell nicht quantifizierbar ist, 
aber gleichwohl zu erwarten sein wird.“ 
 
Darüber hinaus ist die Einstufung der verfügbaren Gewerbe- und Industrieflächen im Monito-
ring der Bezirksregierung Köln in hohem Grade problematisch. Dort werden alle Flächen als 
Reserveflächen geführt, für die noch keine Baugenehmigung vorliegt. Das erwähnte Beispiel 
Klingelnberg macht das deutlich. Das Unternehmen hat Flächen erworben, um die nächsten 
Jahrzehnte an einem einzigen Standort in Hückeswagen tätig zu sein. Dementsprechend ist die 
Bebauung der Fläche für einen Zehnjahreszeitraum vorgesehen. Die Fläche steht anderen Un-
ternehmen nicht mehr zur Verfügung, sie wird gleichwohl als Reservefläche mit dem Merk-
mal „Fläche ist verbraucht/für Umplanung vorgesehen“ im Monitoring der Bezirksregierung 
geführt. Das oben genannte Unternehmen Pflitsch kann diese Flächen niemals in Anspruch 
nehmen. Daraus ergibt sich, dass rein rechnerisch Reserveflächen vorhanden sind und den-
noch die Firma Pflitsch sich gezwungen sehen könnte, die Stadt zu verlassen, da es keine Er-
weiterungsmöglichkeiten für sie gibt. 
 
 
6.1-2 Ziel Rücknahme von Siedlungsflächenreserven  
Bisher für Siedlungszwecke vorgehaltene Flächen, für die kein Bedarf mehr be- 
steht, sind wieder dem Freiraum zuzuführen, sofern sie noch nicht in verbindliche  
Bauleitpläne umgesetzt sind. 
 
zu 6.1-2 Ziel Rücknahme von Siedlungsflächenreserven 
 
Diesem Ziel wird entschieden widersprochen. Zur Frage der Bedarfsermittlung verweise ich 
auf meine Stellungnahme zu 6.1-1. Verschiedene Studien prognostizieren für die Stadt Hü-
ckeswagen einen deutlichen Bevölkerungsrückgang um rund zehn Prozent bis zum Jahr 2030 
(vgl. Bertelsmann Stiftung, wegweiser-demographie.de). Inwieweit diese abstrakte Schät-
zung, bei der i.d.R. die derzeitige Entwicklung mit einem demographischen Faktor interpoliert 
wird, als Grundlage für konkrete Bauleitplanung dienen kann, bleibt fraglich. 
 
Mit der Rücknahme nicht mehr benötigter Flächen wird eine kleine Kommune wie Hückes-
wagen jeglicher Möglichkeit beraubt, mit Grundstückseigentümern auf Augenhöhe zu ver-
handeln. Stattdessen wird angeregt, die Flächendarstellungen beizubehalten und eine Quote 
festzulegen, welcher Anteil dieser Flächen in einem noch zu bestimmenden Zeitraum in die 



bauliche Entwicklung gebracht werden kann. Dies würde den notwendigen Verhandlungs-
spielraum für die Kommune erhalten. 
 
Dieser Spielraum muss auf Flächennutzungsplanebene erhalten bleiben. Ein Verweis auf die 
Möglichkeit im Zuge von Flächentausch den Regionalplan zu ändern (Ziel 6.1-10) ist keine 
Alternative, da die Verfahrenskosten und -dauern einen deutlich größeren Umfang annehmen 
würden. 
 
 
6.1-10 Ziel Flächentausch  
Freiraum darf für die regionalplanerische Festlegung neuen Siedlungsraums in An- 
spruch genommen werden, wenn zugleich an anderer Stelle bereits festgelegter  
Siedlungsraum im Regionalplan wieder als Freiraum festgelegt oder im Flächennut- 
zungsplan in eine innerstädtische Freifläche umgewandelt wird (Flächentausch).  
Der Flächentausch hat quantitativ und qualitativ bezüglich der Freiraumfunktionen  
mindestens gleichwertig zu erfolgen. 
 
zu 6.1-10 Ziel Flächentausch 
 
Ich schließe mich der Stellungnahme des Städte- und Gemeindebundes NRW vollinhaltlich 
an: 
 
Das Ziel 6.1-10 gewährt die regionalplanerische Festlegung von Freiraum als neuem Sied-
lungsraum, wenn zugleich an anderer Stelle bereits festgelegter Siedlungsraum im Regional-
plan oder Flächennutzungsplan in Freiraum/Freifläche umgewandelt wird. 
 
Die Pflicht zum Flächentausch ist nachvollziehbar, wenn Nutzungshemmnisse die tatsächli-
che Entwicklung von Bauland auf einer Siedlungsfläche verhindern und dafür an anderer Stel-
le im Freiraum Flächen bereitgestellt werden sollen. Ist aber die Entwicklung einer – noch im 
Freiraum liegenden – Fläche aus Gründen des steigenden Wohnbedarfs oder des Gewerbeflä-
chenbedarfs in dem einen Teil des Gemeindegebietes notwendig, darf seine Umwandlung in 
Siedlungsfläche nicht davon abhängig gemacht werden, dass dafür an anderer Stelle im Ge-
meindegebiet eine Reservefläche, die zeitlich nachfolgend entwickelt werden könnte, in Frei-
raum umgewandelt werden muss. Flächen, die im Regionalplan als ASB oder GIB ausgewie-
sen sind, werden nur dann entwickelt, wenn hierfür ein Bedarf bzw. eine Nachfrage besteht 
und die Infrastrukturkosten von den neuen Nutzern finanziert werden. Insoweit sei noch ein-
mal darauf hingewiesen, dass die Stadt den Vorgaben der §§ 1 Abs. 3 und 1a Abs. 2 BauGB 
verpflichtet ist. Schon bislang haben die Kommunen ihre Planungshoheit verantwortungsvoll 
wahrgenommen. Eine entsprechende Fehlentwicklung beklagt die Landesplanungsbehörde 
nicht. 
 
Damit die Schloss-Stadt Hückeswagen in der Lage bleibt, von ihrer Planungshoheit effektiv 
Gebrauch zu machen, ist der Flächentausch als Grundsatz festzulegen, der einer Abwägung 
mit den konkreten örtlichen Belangen zugänglich bleibt. Außerdem sollte die Möglichkeit 
vorgesehen werden, dass Siedlungsflächen auch zwischen den Gebieten der Regionalpläne 
getauscht werden können. 
 
 
 
 
 



6.1-11 Ziel Flächensparende Siedlungsentwicklung   
Die flächensparende Siedlungsentwicklung folgt dem Leitbild, in Nordrhein-West- 
falen das tägliche Wachstum der Siedlungs- und Verkehrsfläche bis zum Jahr 2020  
auf 5 ha und langfristig auf "Netto-Null" zu reduzieren.  
Im Regionalplan kann der Siedlungsraum zu Lasten des Freiraums nur erweitert  
werden wenn  
−   aufgrund der Bevölkerungs- und Wirtschaftsentwicklung ein Bedarf an zusätz- 
lichen Bauflächen nachgewiesen wird und  
−   andere planerisch gesicherte aber nicht mehr benötigte Siedlungsflächen ge- 
mäß Ziel 6.1-2 wieder dem Freiraum zugeführt wurden und  
 
−   im bisher festgelegten Siedlungsraum keine andere für die Planung geeignete  
Fläche der Innenentwicklung vorhanden ist und  
−   ein Flächentausch nicht möglich ist. 
Ausnahmsweise ist im Einzelfall die bedarfsgerechte Erweiterung vorhandener Be- 
triebe möglich, soweit nicht andere spezifische freiraumschützende Festlegungen  
entgegenstehen.   
 
zu 6.1-11 Ziel Flächensparende Siedlungsentwicklung 
 
Dem Ziel wird widersprochen. Zur Anwendung einer landeseinheitlichen Bedarfsermitt-
lungsmethode sowie zur Wertung von Reserveflächen verweise ich auf meine Stellungnahme 
zu 6.1-1. 
 
Im Wesentlichen folge ich der Stellungnahme des Städte- und Gemeindebundes NRW. Die 
künftige Entwicklung von Wirtschaft und Bevölkerung in den unterschiedlichsten Teilräumen 
von NRW ermöglicht keine abgewogene Festlegung auf ein 5 ha/a-  bzw. Netto-Null-
Flächenverbrauchsziel. 
 
Die gemeindliche Planungshoheit wird in unzulässigem Umfang eingeschränkt. Kommunale 
Planungshoheit setzt voraus, dass den Städten eine nachhaltige Steuerungs- und Planungs-
möglichkeit erhalten bleibt. Daher müssen Flächen für Planungsvarianten zur Verfügung ste-
hen, von denen nur die tatsächlich benötigten Flächen entwickelt werden. Nur eine solche 
Flächenverfügbarkeit trägt dazu bei, Abhängigkeiten von Bodeneigentumsverhältnissen zu 
minimieren, Bodenpreissteigerungen einzudämmen und Entwicklungsblockaden zu verhin-
dern. 
 
Diese grundlegenden Rahmenbedingungen werden aber verletzt, wenn nur dann neue Sied-
lungsflächen ausgewiesen werden dürfen, wenn keine anderen Freiflächen mehr vorhanden 
und selbst aus den Flächennutzungsplänen herausgenommen sind. Dann können Kommunen 
auf örtliche Bedarfe und Entwicklung nicht mehr flexibel, teilweise auch überhaupt nicht 
mehr reagieren. Die vorgesehen Zielbestimmung würde zu einer städtebaulichen Entwick-
lungsblockade führen!  
Dass diese Restriktionen nicht durchzuhalten sind, erkennt selbst der Plangeber, wenn er für 
den Fall der Betriebserweiterung ausdrücklich von der Einhaltung dieser Voraussetzungen 
absieht. Nichts anderes gilt aber für die bedarfsorientierte städtebauliche Arrondierung eines 
Ortsteils, die auch möglich bleiben muss, wenn in einem anderen Ortsteil der Gemeinde noch 
nicht alle Siedlungsflächen vollständig entwickelt sind. Sich ständig ändernde Rahmenbedin-
gungen erfordern für die Neuausweisung von Flächen einen Abwägungsprozess und keine 
Zielvorgabe, die für die nächsten 15 bis 20 Jahre strikt zu beachten ist. Diese Abwägung kann 
aber nur auf der örtlichen Ebene der kommunalen Bauleitplanung vollzogen werden. 



6.2-5 Grundsatz Steuernde Rücknahme nicht mehr erforderlicher Siedlungs- 
flächenreserven  
Eine bedarfsgerechte Rücknahme Allgemeiner Siedlungsbereiche im Regionalplan  
oder entsprechender Bauflächen im Flächennutzungsplan soll vorrangig außerhalb  
der zentralörtlich bedeutsamen Allgemeinen Siedlungsbereiche realisiert werden.   
 
zu 6.2-5 Steuernde Rücknahme nicht mehr erforderlicher Siedlungsflächenreserven 
 
Mit Hinweis auf meine Ausführungen zu 6.1-2 wird diesem Grundsatz widersprochen. 
 
 
6.3-1 Ziel Flächenangebot  
Für emittierende Gewerbe- und Industriebetriebe ist in Regionalplänen auf der Ba- 
sis regionaler Abstimmungen (regionale Gewerbe- und Industrieflächenkonzepte)  
und in Bauleitplänen ein geeignetes Flächenangebot zu sichern. 
 
zu 6.3-1 Ziel Flächenangebot 
 
Zutreffenderweise wird in den Erläuterungen zu diesem Ziel erläutert, dass der überwiegende 
Anteil des Bedarfs „aus der Verlagerung und Erweiterung vorhandener Betriebe oder der 
Auslagerung und Ausgründung von Betriebsteilen“ resultiert. Die Erarbeitung von regionalen 
Gewerbe- und Industrieflächenkonzepten ist im Oberbergischen Kreis sowie im Rheinisch-
Bergischen Kreis bereits im Gange und wird im Grundsatz begrüßt. Gleichwohl scheitert die 
adäquate und erforderliche Flächenbereitstellung für Industriebetriebe an der bereits mehrfach 
kritisierten landesweit einheitlichen Bedarfsermittlungsmethode und der Bewertung der Re-
serveflächen. 
 
Tatsächlich bemüht sich die Schloss-Stadt Hückeswagen seit Jahren bei der Regionalpla-
nungsbehörde um weitere Flächenausweisungen im Regionalplan. Diese wurde bislang nicht 
in Aussicht gestellt. Das Ziel, ausreichend Flächen zur Verfügung gestellt zu bekommen, wird 
durch die Siedlungsflächenbegrenzung konterkariert. 
 
 
6.3-3 Ziel Neue Bereiche für gewerbliche und industrielle Nutzungen  
Neue Bereiche für gewerbliche und industrielle Nutzungen sind unmittelbar an- 
schließend an die vorhandenen Allgemeinen Siedlungsbereiche oder Bereiche für  
gewerbliche und industrielle Nutzungen festzulegen.  
  
Ausnahmsweise kann ein anderer im Freiraum gelegener Bereich für gewerbliche  
und industrielle Nutzungen festgelegt werden, wenn eine Festlegung unmittelbar  
anschließend an die vorhandenen Allgemeinen Siedlungsbereiche oder Bereiche  
für gewerbliche und industrielle Nutzungen aus folgenden Gründen nicht möglich  
ist:  
−   vorrangige topographische und naturräumliche Gegebenheiten oder  
−   andere entgegenstehende Schutz- oder Nutzungsbindungen, z. B. solche des  
Naturschutzes oder des Hochwasserschutzes oder  
−   das Fehlen bzw. die fehlende Herstellbarkeit einer leistungsfähigen Anbindung  
an das überörtliche Verkehrsnetz, möglichst ohne Ortsdurchfahrten, oder  
−   die Notwendigkeit betriebsgebundener Erweiterungen  
und keine raumordnerischen Festlegungen entgegenstehen. 
 



Dabei sind vorrangig Flächenpotentiale zu nutzen, die folgende Bedingungen erfül- 
len:  
−   Wiedernutzung von Brachflächen – sofern diese für eine gewerbliche Nachfolge- 
nutzung geeignet sind,  
−   kurzwegige Anbindung (vorhanden oder bis zur Inanspruchnahme des Berei- 
ches für gewerbliche und industrielle Nutzungen umgesetzt) an das überörtliche  
Straßenverkehrsnetz und an Verkehrsträger mit hoher Transportkapazität (ins- 
besondere Bahn, Schiff, Öffentlicher Personennahverkehr). 
 
zu 6.3-3 Ziel Neue Bereiche für gewerbliche und industrielle Nutzungen 
 
Aktuell sind sämtliche noch unbebauten Industriegebietsflächen (GI) auf Hückeswagener 
Stadtgebiet eigentumsrechtlich gesichert. Entsprechende Erweiterungsbedarfe von übrigen 
Unternehmen können derzeit somit nicht bedient werden. Um handlungsfähig, insbesondere 
mit Blick auf Erweiterungsmöglichkeiten für bestehende Betriebe, zu bleiben, bedarf es der 
Ausweisung von zusätzlichen GI-Flächen im Regionalplan.  
 
Ein Anschluss an bestehende Allgemeine Siedlungsbereiche (ASB) klingt vor dem Hinter-
grund einer flächensparenden Stadtentwicklung durchaus nachvollziehbar. Jedoch ergeben 
sich hierdurch häufig Restriktionen, u.a. durch Anforderungen an den Immissionsschutz und 
Abstandsflächen. Wie im Rahmen der Analyse der Gewerbe- und Industrieflächen im Ober-
bergischen Kreis durch Stadt- und Regionalplanung Dr. Jansen GmbH, Köln, festgestellt 
wurde, sollten daher insbesondere zusätzliche restriktionsarme und ausreichend große Flächen 
im Regionalplan dargestellt werden. 
 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Keine 
 
 
 
Beteiligte Fachbereiche: 
 
FB    
Kenntnis 
genommen    
 
 
 
 
 
  ___________________   __________________  
 Bürgermeister o.V.i.A. Andreas Schröder 
 


